
Klage, eingereicht am 23. Januar 2006 — Deutsche Tele-
kom/HABM

(Rechtssache T-18/06)

(2006/C 86/64)

Verfahrenssprache: Deutsch

Parteien

Klägerin: Deutsche Telekom AG (Bonn, Deutschland) (Prozess-
bevollmächtigter: Rechtsanwalt J.-C. Gaedertz)

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken,
Muster und Modelle)

Anträge der Klägerin

— Die Entscheidung der 2. Beschwerdekammer des Harmoni-
sierungsamtes für den Binnenmarkt vom 17. Novem-
ber 2005 aufzuheben,

— der Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Die Wortmarke „Alles, was uns
verbindet“ für Waren und Dienstleistungen der Klassen 9, 16,
35, 36, 38 und 42 — Anmeldung Nr. 3 648 441

Entscheidung des Prüfers: Zurückweisung der Anmeldung

Entscheidung der Beschwerdekammer: Zurückweisung der
Beschwerde

Klagegründe: Verletzung von Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b)
und c) der Verordnung Nr. 40/94 des Rates, da die angemeldete
Marke unterscheidungskräftig für die beanspruchten Waren
und Dienstleistungen sei und keinen beschreibenden Charakter
aufweise, weil die Wortkombination ungewöhnlich und unüb-
lich in Bezug auf die in Anspruch genommenen Waren und
Dienstleistungen sei.

Klage, eingereicht am 21. Januar 2006 — Deutschland/
Kommission

(Rechtssache T-21/06)

(2006/C 86/65)

Verfahrenssprache: Deutsch

Parteien

Klägerin: Bundesrepublik Deutschland (Prozessbevollmächtigte:
M. Lumma, C. Schulze-Bahr, Beistand: Rechtsanwältin G.
Quardt)

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Anträge der Klägerin

— die Entscheidung der Kommission K(2005) 3903 vom
9. November 2005 über die staatliche Beihilfe, die die Bun-
desrepublik Deutschland zugunsten der Einführung des digi-
talen terrestrischen Fernsehens (DVB-T) in Berlin-Branden-
burg gewährt hat, für nichtig zu erklären;

— die Kosten des Verfahrens der Beklagten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Klägerin wendet sich gegen die Entscheidung der Kommis-
sion K(2005) 3903 endg. vom 9. November 2005 bezüglich
der staatlichen Beihilfe zugunsten der Einführung des digitalen
terrestrischen Fernsehens (DVB-T) in Berlin-Brandenburg. Die
Kommission erklärte in der angefochtenen Entscheidung die
von der Bundesrepublik Deutschland den an DVB-T beteiligten
privaten Rundfunkanbietern gewährte Beihilfe als mit dem
Gemeinsamen Markt unvereinbar und verpflichtete die Bundes-
republik Deutschland die rechtswidrig zur Verfügung gestellte
Beihilfe von den Begünstigten zurückzufordern.

Zur Begründung ihrer Klage macht die Klägerin insbesondere
geltend, dass die gewährten Zuschüsse mit dem Gemeinsamen
Markt vereinbar seien und sie rügt mehrere Ermessens- und
Beurteilungsfehler der Kommission bei der Anwendung von
Artikel 87 Absatz 3 EG. Die Beklagte habe statt eine Prüfung
nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c EG vorzunehmen, ein
neues Prüfungsschema zum Marktversagen erprobt, das in der
angewendeten Form nicht geeignet sei, die Vereinbarkeit bzw.
die Unvereinbarkeit der Zuschüsse mit dem Gemeinsamen
Markt festzustellen. Darüber hinaus rügt die Klägerin, dass die
Kommission keine ausreichende Prüfung der Vereinbarkeit der
gewährten Zuschüsse nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b
EG vorgenommen habe.

Die Klägerin begründet ihre Klage außerdem damit, dass die
Kommission gegen allgemeine Rechtsgrundsätze verstoßen
habe. Sie rügt die Verletzung des Grundsatzes der guten Ver-
waltung sowie des Grundsatzes der Gewährung rechtlichen
Gehörs.

Klage, eingereicht am 24. Januar 2006 — Medienanstalt
Berlin-Brandenburg/Kommission

(Rechtssache T-24/06)

(2006/C 86/66)

Verfahrenssprache: Deutsch

Parteien

Klägerin: Medienanstalt Berlin-Brandenburg (MABB) (Berlin,
Deutschland) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte
M. Schütte, B. Immenkamp)
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